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Vorschlag

Ein runder Tisch soll die Schweizer Justiz vor demKollaps bewahren

Normalerweise duellie-ren sie sich vor Gericht.Nun sind sich Staatsanwälteund Rechtsanwälte für einmaleinig: Die Schweizer Justiz istüberlastet. Das zeigt eine Re-cherche dieser Redaktion, wo-nach sich bei den SchweizerStrafverfolgern über 100000offene Fälle angehäuft haben.Immer wieder dauern Verfah-ren so lange, dass die Tätermilder bestraft werden oderwegen Verjährung freigespro-chen werdenmüssen.Der Zürcher StrafverteidigerThomas Fingerhuth forderteinen runden Tisch, an dem al-le Seiten gemeinsam Lösungensuchen. Er erhält Zuspruch vonder Schweizerischen Staatsan-

wälte-Konferenz. Auch sämtli-che Politikerinnen und Politi-ker von links bis rechts, mitwelchen diese Redaktion ge-sprochen hat, begrüssen dieIdee.
«Das ist eine gute Sache», fin-det etwa Carlo Sommaruga(SP), Präsident der Rechtskom-mission im Ständerat. Rechts-anwälte hätten im Parlamenteine starke Lobby, «sie könnenihre Interessen dort besser ein-bringen als Staatsanwälte». Da-her sei ein offener Austausch zubegrüssen.

Das sieht auch Ständerat An-drea Caroni (FDP) so. Denn: «Eshat praktisch keine Staatsan-wälte im Parlament», sagt derRechtsanwalt.

Die Recherchen hätten ihn«aufgerüttelt», so Caroni. Lan-ge Verfahren seien für alleschlecht – auch für mutmassli-che Täter, die zum Teil wegendes Verfahrens ihren Job ver-lieren würden, auch wenn sichspäter ihre Unschuld heraus-stelle. «Statt die Justiz ständigmehr zu belasten, sollten wirsie auch mal entlasten – etwadurch die Entkriminalisierungvon Cannabis», findet Caroni.Nationalrätin Andrea Geiss-bühler (SVP) hält die langenVerfahren für «ein Riesenprob-lem». Das habe sie bereits geär-gert, als sie noch Polizistinwar.«Es darf doch nicht sein, dasssich Täter durch Verzögern desVerfahrens in die Verjährung

schleppen können.» Ginge esnach Geissbühler, dürften Ver-dächtige ihren Anwalt oderihre Anwältin nur einmalwechseln. Auch andere Vertei-digungsrechte wollte sie ge-meinsam mit ParteikollegeMauro Tuena einschränken.Ein runder Tisch hätte lautder SVP-Nationalrätin denVorteil, dass man Praktikernzuhören würde. Dies begrüsstauch Ständerat Stefan Engler(Die Mitte), wobei er Wert aufdie Gewaltenteilung legt: Mitden Justizvertretern zu reden,sei sinnvoll. Aber anschlies-send müsse das Parlamentselbst entscheiden.Engler will die Verteidi-gungsrechte nicht einschrän-

ken. «Wir dürfen den Grund-satz der Rechtsstaatlichkeitnicht der Beschleunigung op-fern», mahnt der Rechtsan-walt. Am Ende sei es Sache derKantone, die Justiz mit genü-gend Mitarbeitenden auszu-statten. Das sehen auch Natio-nalrätinMin LiMarti sowie dieStänderäte Daniel Jositschund Carlo Sommaruga (alle SP)so. Es müsse kurzfristig mög-lich sein, das Personal flexibelanzupassen, findet Jositsch.Dafür bräuchten die Regierun-gen eine entsprechende Kom-petenz. «Juristen gibt es jaausreichend», so der Rechts-professor.
Die Kantone sieht auch Stän-derat Thomas Minder (partei-

los) in ersterLinie inderPflicht.Dennoch will er das Problemauch in der Rechtskommissiondes Ständerats zur Diskussionstellen. Ihn erschrecken derPendenzenberg und überhauptdie hohe Zahl an Fällen, die erzum Teil auch auf die Zuwan-derung zurückführt.Bleibt die Frage, wer den run-den Tisch umsetzt. Der Bundsignalisiert trotz aller Forde-rungen wenig Interesse: «DieOrganisation der Strafbehör-den und deren Ausstattungmitden nötigen Ressourcen liegtin der Kompetenz der Kanto-ne», heisst es auf Anfrage beimBundesamt für Justiz. Mankönne sich nicht zum Themaäussern.
is

Roland Gamp und Catherine BossBERN/LIESTALÜber 100000 of-fene Straffälle haben sich beiden Staatsanwaltschaften inder Schweiz angehäuft. Die Be-hörden sprechen von Burn-outs und Frust. Oft dauern dieVerfahren so lange, dass dieTäter mildere Strafen erhalten.Während die Opfer leiden. Wiekonnte es so weit kommen? Diebeiden Ersten Staatsanwältin-nen des Kantons Basel-Land-schaft, Jacqueline Bannwarthund Patrizia Krug, kennen dieHintergründe zum drohendenKollaps der Justiz.
Im Kanton Basel-Landschaftkamen letztes Jahr fast 27000neue Fälle herein – bei 41,5Staatsanwaltsstellen. Ist dieseLast noch zu bewältigen?Jacqueline Bannwarth: Wirsind jetzt an demPunkt, wo dieGrenze erreicht ist. Denn wirmüssen bereits gewisse Fällepriorisieren und können nichtmehr auf alle Delikte gleich fo-kussieren. Es braucht mehrPersonal, sonst kommt es nichtgut.

Wie geht es IhrenMitarbeitenden?Bannwarth: Staatsanwältearbeiten in einem sowiesoschon sehr belastenden Be-reich. Und jetzt kommt dieserZeitdruck dazu. Die Leute sindmit viel Herzblut dabei, wollenihre Arbeit gut machen. Abersie haben immer weniger Zeit.Die einen vertragen das besser,bei den anderen geht es an dieGesundheit, die Situation stellteine psychische Belastung dar.Unsere Staatsanwältinnen undStaatsanwälte haben alle 70Strafverfahren oder mehr, diesie parallel behandeln. Und esgeht nicht nur um die steigen-den Fallzahlen. Sondern auchdarum, dass der einzelne Fallimmer intensiver wird.
Geben Sie ein Beispiel.Bannwarth: Ich hatte vor20 Jahren ein Verfahren wegensexueller Handlungen mit ei-nem Kind. Da brauchte ichfür die gesamten Akten einenBundesordner. Heute wärenes für den gleichen Fall biszu acht Bundesordner. Undzwar Einfach weil alles sehrviel formalistischer gewordenistunddieBeschwerdemöglich-keiten ausgebaut wurden. Hin-

zu kommen Neuerungen wiedas Tätigkeitsverbot für Pädo-phile, das immer von einemGericht geprüft werden muss,was sehr aufwendig ist. DasGleiche gilt für Delikte, die ei-ne obligatorische Landesver-weisung des Beschuldigtennach sich ziehen.
Sind die Leute heutestreitfreudiger, bereitet Ihnenauch dasmehr Arbeit?Patrizia Krug: Wir sehen inunseren Analysen, dass sich

die Anwaltskosten in wenigenJahren vervielfacht haben.Das zeigt, dass unsere Ent-scheide und Massnahmen in-tensiv angefochten werden,was auch wieder mehr Arbeitbedeutet. Die Gesellschaftstellt allgemein mehr infrage,was die Staatsanwaltschaftentun. Wir stehen unter einemimmer höheren Rechtferti-gungsdruck und müssen unsfür unsere Arbeit verteidigen.Was ich wirklich nicht verste-hen kann, denn diese

Arbeit ist wichtig für die Ge-sellschaft.

Haben Siemehr Stellenbeantragt beimKanton, umder Situation gerecht zuwerden?
Krug: Ja. Wenn wir die nichtkriegen, dann läuft es auf eineAnhäufung der Pendenzen hin-aus. Hier sind alle bereit, Über-stunden zu leisten. Aber es gehtnicht, dass das ein Dauerzu-stand wird und alle nur nochauf dem Zahnfleisch laufen. So

besteht die Gefahr, dass wir un-sere Verfahren nicht mehr zeit-gerecht erledigen können.
Man spricht von einerVerletzung desBeschleunigungsgebots.Was ist das Problem dabei?Bannwarth: Wenn das Ge-richt eine solche Verletzungfeststellt, dann führt dasschlussendlich dazu, dass dieverurteilte Person eine gerin-gere Strafe erhält. Und daskann natürlich dem Gerechtig-keitsgefühl der Beteiligten,aber auch der Bevölkerung wi-dersprechen. Es kann ja eigent-lich nicht sein, dass diebeschuldigte Person profitiert,nur weil die Behörden überlas-tet sind.

Und die Opfer?Bannwarth: Für sie sind lan-ge Verfahren natürlich einegrosse Belastung. Man machteine Anzeige, wird dann im-mer wieder befragt, nimmt vielauf sich. Und hat dann trotz-dem das Gefühl, dass über-haupt nichts passiert. Natür-lich arbeiten wir laufend anden Fällen. Aber die Betroffe-nenwissen nicht, wie esmit ih-rem Fall weitergeht. Sie fragensich: Glaubt man mir über-haupt? Das ist schwierig.
Auf der anderen Seite wurdendie Beschuldigtenrechte inden letzten Jahren deutlichausgebaut.
Krug: Was für unsere Leutewieder mehr Arbeit bedeutet.

Aber solche Beschuldigungs-rechte sind gleichzeitigzentral in unserem Justiz-system.
Krug: Ja, das stimmt. Aberwenn man sie ausbaut, dannbraucht es auch mehr Ressour-cen bei der Strafverfolgung.Bei den Beschuldigtenrechtenim Verfahren sind wir in derSchweiz zum Teil weit überdem Standard, den die Euro-päische Menschenrechtskon-vention vorschreibt. Da gehenwir freiwillig und ohne Notviel weiter, als wir eigentlichmüssten.

Warum kommt das eigentlichim Parlament durch, dass dieBeschuldigten immermehrRechte erhalten?Krug: Man könnte sagen,dass die Staatsanwaltschaften

eine zuwenig gute Lobby in derPolitik haben. Dies im Gegen-satz zu denRechtsanwältinnenund Rechtsanwälten. Diese sit-zen im Nationalrat oder imkantonalen Parlament. Füruns Staatsanwältinnen hinge-gen ist es sehr wichtig, dass wirpolitisch unabhängig sind.Wir haben dadurch nur be-dingt die Möglichkeit, Einflusszu nehmen.

Der Druck wird indes nichtnachlassen. Auf 2024 sindweitere Gesetzesänderungengeplant.
Bannwarth: Und damit ganzviele Dinge, die unsere Arbeitnoch schwieriger machen undnoch mehr Zeit brauchen. Neuwerden zumBeispiel auch Zivil-forderungen im Strafbefehl ab-gehandelt statt in einem sepa-raten Verfahren. Und die Be-schuldigten müssen zwingendeinvernommen werden, wennper Strafbefehl eine unbedingteFreiheitsstrafe verhängt wird.Auch das ist sinnvoll. Aber esbedeutet eineMehrbelastung.Krug: Es macht mir wirklicheine gewisse Angst, was da aufuns zukommt.Wennwir die Si-cherheit in der Schweiz auf-rechterhalten wollen, brau-chen wir eine effiziente Straf-verfolgung, angefangen bei derPolizei über die Staatsanwalt-schaft bis zu den Gerichten.Sonst profitieren die Falschen –die Täter.

«Sonst profitieren die Täter»
Die Schweizer Justiz ist am Anschlag. Wie konnte es dazu kommen? Es gibt immermehr Fälle zu bewältigen, der Zeitdruck nimmt

ständig zu. Ferner werden immermehr Entscheide undMassnahmen angefochten. Und es fehlt an einer Lobby im Parlament.

Die beiden Staatsanwältinnen Patrizia Krug (l.) und Jacqueline Bannwarth: «Wir brauchen eine effiziente

Strafverfolgung.»

Bild Kostas Maros

Zu den Personen
Zwei Frauenander Spitze
Seit 2021 sind sie ganz oben:Patrizia Krug und JacquelineBannwarth teilen sich dieAufgabe der Ersten Staatsan-wältin im Kanton Basel-Land-schaft. Zu je 50 Prozent leitensie die Strafverfolgungsbe-hörde mit insgesamt 170Mitarbeitenden. Beide sindAnfang 50, gelernte Juristin,Mutter und extrem erfahren:Krug wie auch Bannwarthsind seit über 25 Jahren beiden Baselbieter Strafverfol-gungsbehörden. Heute bildensie eine Ausnahme: In fastkeinem anderen Kanton leiteteine Frau die Staatsanwalt-schaft. red
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Die Zahl der offe
nen Kriminal-
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Der Recherchede
sk von Ta-

media hat nun aber bei sämtlichen

kantonalen Staatsanwaltschaften

nachgefragt.
Diese verzeichneten

allein im letzten Jahr 545’546 n
eue

Fälle. Die Zah
l der Pendenz

en be-

lief sich im Jahr 2022 auf insge-

samt 113’064. Fün
f Jahre zuvorw

a-

ren es noch 102’088.Allein
imKan-

ton Zürichwaren zuletzt mehr als
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nauso in Genf
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hoch, dass es

nach
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heisst es in einemEntscheid des

Bundesgeric
hts zum Fall.
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es vomVerdacht bis
zum rechts-
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rn-outs
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Für die Strafverfolge
r selbst ist

die Situation zunehmend un-

haltbar. Viele
sind frustriert, ei-

nige werden krank. Manche su-

chen einen neuen Job. Die Jah-

resberichte
der kantonalen

Staatsanwaltschaften, n
ormaler-

weise eher ein
e trockene Le

ktü-

re, zeichnen
zurzeit ein drama-
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Im Thurgau bekla-
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n etliche
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Staatsanwaltschaft an, pensio-

nierte Staats
anwälte befristet

zu

engagieren,
um die Pendenzen

abzuarbeiten
. Die Rückstände

hätten «besorgnise
rregende

Höhe erreicht». 90 Verfahren

musste jede Strafverfolge
rin im

letzten Jahr durchsc
hnittlich ab-

wickeln. Im Vorjahr waren es

noch 67 gewesen.

Die Überlastu
ng führe bei v

ie-

lenMitarbeitenden
zu Frustrati-

on undmehr krankhei
tsbeding-

ten Abwesenheiten.
Einzelne

Staatsanwälten seien «nahe an

einem Burn-out od
er leiden be-

reits darunte
r», steht im Bericht.

Im Wallis bearbeiten
die

Staatsanwältinnen und Staatsan-

wälte zwar ständig mehr Fälle –

und trotzdem steigt der Ber
g un-

erledigter Do
ssiers, «was beun-

ruhigend ist», wie es im

Jahresberich
t heisst. In Solo-

thurn gab es zuletzt
einenRekord

an schweren Fällen, in Luzern

hat sich derArbeitsdr
uck zuletzt

«nochmalsmarkant versch
ärft».

Wenn sich die Situation in

den nächstenMonaten und Jah-

ren nicht entsch
ärfen lässt, sind

die Konsequenz
en einschnei-

dend.Dannwären die Staatsan-

waltschaften
gezwungen, eine

Triage der Fälle vorzunehmen,

also zu entscheiden
,was sie un-

tersuchen und was nicht. «Wir

sagen dann: Diese möglicher-

weise strafbare
Handlung un

ter-

suchen wir nicht, weil wir die

Ressourcen
nicht haben», sag

t

derErste Staa
tsanwalt Christoph

Ill. «Das ritzt
die Rechtssta

atlich-

keit insofern
, als nicht mehr der

Gesetzgeber,
also das Parl

ament

in Bern, sagt, w
as unter Strafe

steht und bestraftwerdenmuss,

sondern wir von der Staatsan-

waltschaft. Das
ist ein Eingriff in

die Gewaltenteilung»
, so Ill.

Dass es im Rechtsstaat

Schweiz so weit kommen konn-

te, hat versch
iedene Gründ

e. «Es

geht nicht nu
rumdie steigende

n

Fallzahlen, so
ndern auch darum,

dass der einz
elne Fall immer in-

tensiver wird», sagt Jacqueline

Bannwarth, Erste Staatsanwäl-

tin im Kanton Basel-Landsc
haft.

«Ich hatte vor 20
Jahren ein Ver-

fahren wegen sexueller Hand-

lungen mit einem Kind. Da

brauchte ich für die gesamten

Akten einen Bundesordn
er.»

Heute seien es für den gleichen

Fall bis zu acht. «Einfac
h,weil al-

les sehr viel form
alistischer ge

-

worden ist.»

Zudemnutzten dieAnwältin-

nen und Anwälte die Besc
hwer-

demöglichkeiten
ausgiebig, sa

gt

Christoph Ill von St.Gallen: «M
an

kann gegen alles, was wir ma-

chen oder nicht machen, Be-

schwerde einlegen
.»

Die Rechtsprech
ung des Eu-

ropäischen Gerichtshofs
verlan-

ge, dass einV
erfahren als Gesam-

tes fair sein müsse. Diese
Ge-

samtbetrachtung
sei wichtig,

aber sie finde
im Schweizer Sys-

tem so nicht statt, sagt Ill. Da

werde jeder kl
einste Schrit

t iso-

liert im Detail überp
rüft – und

das verlänger
e dieVerfahre

n teil-

weise enorm.

Eine Verkomplizierung

«ohne triftige
Gründe»

Der Bund hat die Verfahrens-

rechte der Be
schuldigten

in den

letzten Jahren deutlich ausge-

baut. So hat h
eute jederVer

däch-

tigte das Rech
t,mit dabei zu sein,

wenn ein Mitbeschuldig
ter be-

fragtwird. «Das ist z
umBeispiel

bei Bandenkrim
inalität nur

schwer zu koordinieren
, und die

Verfahren brauchen deshalb län-

ger», erklärt Strafverfolge
rin

Jacqueline B
annwarth.

Beschuldigte
dürfen ausser-

dem auch verlangen, d
ass ihre

digitalenDaten gesiegeltwerden,

wenn man ihr Handy oder den

PC beschlagnah
mt. Erst ein Ge-

richt gibt dann den Ermittlern

die Erlaubnis
, die Daten zu sich-

ten – oder auch nicht. «Solch
e

Anträge haben sich in nur zwei

Jahren verdoppelt b
ei uns, und

sie lösen immer ein separates

Verfahren aus.»

Hinzu kommen neue Krimi-

nalitätsfelde
r wie zum Beispiel

Cybercrime. Und immer mehr

Paragrafen. I
m Jahr 2016 wurde

der Sozialhilfebe
trug als neuer

Artikel ins Strafgesetz
aufge-

nommen – nun gibt es jährlich

über 800 entsprechen
de Straf-

anzeigen. Sei
t 2019 ist zud

emdas

lebenslänglic
heTätigkeits

verbot

für Pädophile bei Berufen mit

Kindern in Kraft, das im
mer von

einem Gericht geprüft werden

muss. Und im kommenden Jahr

sind schon wieder neue Regeln

für Strafverfahre
n geplant, die

einen Mehraufwand für die er-

mittelnden Behörden bedeuten.

Ab dann sollen die Staatsanw
äl-

tinnen und Staatsanwälte näm-

lich deutlich mehr Einvernah-

men durchführen
als bisher.Un

d

auch Fälle im Zivilrecht be
arbei-

ten müssen. Für di
e Schweizeri-

sche Staatsanwälte-Konfere
nz

(SSK) sind diese Neuerungen

«eine Verkomplizierung
der

Rechtsanwendung weitgehend

ohne triftige Gründe», wie ihr

Präsident, d
er Berner General-

staatsanwalt Michel-André F
els,

auf Anfrage s
agt.

Kantone knaus
ern

bei zusätzliche
n Stellen

Beschlossen
werden die Neue-

rungen jeweils in Bern.Das Bu
n-

desparlament schafft n
eue Ge-

setze,muss sich dann aber nicht

darum kümmern, wie man den

Mehraufwand stemmen soll.

Denn für genügen
d Ressourcen

in der Strafverfolgu
ng sind die

Kantone zuständig. Doch die

sind oft auf Spark
urs.

«Die Mehrheit der
Kantone

dotieren ihre Staatsan
waltschaf-

ten nicht genug,
um die immer

anspruchsvo
llerenAufgab

en be-

wältigen zu können», sag
t Fabien

Gasser, Gene
ralstaatsanw

alt von

Freiburg und Vizepräsiden
t der

SSK.Wobei neben den Staatsan-

waltschaften auch andere Stel-

len mit ihren Forderungen
nach

mehr Personal
ins Leere lau

fen.

Am Institut für R
echtsmedi-

zin in Zürich beispielsweise ver-

langen die Zuständi
gen seit Jah-

ren mehr Stellen – ohne Erfolg.

Obwohl dies die Gefahr birgt,

dass sich die forensischen
Gut-

achten verzögern,w
eil das Fach-

personal feh
lt.

«Wenn ein Parlament neue

Gesetze erläs
st, gibt es nu

r dann

einen Mehrwert an Rechtsstaat-

lichkeit,wenn auch die Ressour-

cen da sind, um sie umzusetzen»,

sagt der St. G
aller Cheferm

ittler

Christoph Ill. Seine Ford
erung ist

umso dringliche
r, als den Staats-

anwaltschaften und den Polizei-

korps die Leu
te davonlaufe

n.Der

Arbeitsmarkt ist ausg
etrocknet,

die Leute finden in der Privat-

wirtschaft bess
ere Bedingun

gen,

weniger Schichtarbei
t und Pi-

ckett, teils be
ssere Löhne.

Bisher hat die
Politik ungen

ü-

gend auf die Hilferufe der Er-

mittler reagier
t. Doch das gehe

jetzt nichtmehr, zu prekär sei die

Situation, sa
gt Strafverteidi

ger

Thomas Fingerhut
h und wartet

mit einemVorschlag au
f. UmLö-

sungsansätz
e zu diskutieren,

sollten sich jetzt Strafver
teidiger,

Richter und Staatsanwältinnen

und Staatsanwälte an einen

Tisch setzen, jeder
und jede sei-

ne eigenen Interessen draussen

lassen – und dann gemeinsam

das Gesetz durcharbeite
n, sagt

der Zürcher R
echtsanwalt.

Unterstützun
g erhält er von

der Staatsanwälte-Konfere
nz.

Eine objektive Situationsan
aly-

se und darauf abges
tützteMass-

nahmen statt stetes Flickwerk

seien überfällig, sa
gt SSK-Präsi-

dent Michel-André
Fels. «Eine

konstruktive
Gesamtschau durch

alle Partner d
er Strafverfo

lgung

wäre zu begrüssen. Je
doch nur,

wenn dies endlich mit einem

vorurteilslos
en Blick auf die je-

weiligen gesetzlichen
Rollen ge-

schieht», sag
t Fels.

Und Strafverteidi
ger Thomas

Fingerhuth fügt an: «Esm
uss ge-

lingen, die R
egeln so zu ändern,

dass die Verf
ahren schneller ge-

hen. Und wir den Kollaps des

Systems abwenden.»

«Offensichtlich
,

dass dies
ein unhaltbarer
Zustand ist»

Christoph Ill

Erster Staatsa
nwalt SG
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Offene Fälle bei allen kantonalen

Staatsanwaltschaften, in Tausend

Je nach Kanton mit oder ohne
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Wachsender Pe
ndenzenberg

Betrüger, Sex
ualstraftäter

,

selbst Verdäc
htige von

Tötungsdelik
ten: Sie erhie

lten

mildere Strafen
, weil Verfahren

in der Schweiz zu lange dauern
.

Jeder dieser F
älle ist ein

Armutszeugnis fü
r unser

Justizsystem
. Und ein Affront

für die Opfer
, die jahrelan

g auf

ein Urteil warten müssen – nur

um dann zum Teil mit anzuse-

hen, wie ihre Peinig
er von einem

Sanktionsrab
att profitiere

n.

Schuld am drohenden Kollaps?

Sicher nicht
die Staatsanw

äl-

tinnen und Staatsanwälte. Über

500’000 neue Fälle la
ndeten im

letzten Jahr auf ihre
n Tischen.

Da können sie sich noch so

bemühen: Am Ende bleibt n
icht

für alle Delik
te die Zeit, di

e

nötig wäre. Schon jetzt werden

die allermeisten Fälle kurz un
d

knapp mit einem Strafbefehl

abgeschlosse
n. Trotzdem

häufen sich die Pendenz
en. Das

Nachsehen haben dabei auch

alle, die wegen falscher Vor-

würfe jahrelan
g in die Mühlen

der Justiz ger
aten.

Die Konferen
z der Schweizer

Staatsanwälte warnt seit

langem. Nur interessie
rt das

niemanden. Man sei besorgt

über die Entw
icklung, hies

s es

vor fünf Jahr
en. Es gehe z

uneh-

mend nur noch um Formalien

– immerweniger um dieWahr-

heit. Der Hilferuf lande
te auf

Seite 234 der Vernehm
lassung

zur neuen Strafprozess
ord-

nung, die zu
sätzliche Reg

eln

für das Straf
verfahren mit sich

brachte. Er v
erhallte unge

hört:

Verschiedene
Änderungen

, die

einen deutlichen Mehraufwand

für die Ermittler bedeut
en, sind

bereits in Kraft.Weitere sollen

2024 folgen.

Deutlich mehr Gehör fin
den

die Forderun
gen der Rechts-

anwälte, einer de
r mächtigsten

Berufsgrupp
en im Bundes-

parlament. Es erstau
nt daher

nicht, dass d
ie Rechte der

Beschuldigte
n in den letzten

Jahren deutlich ausgebaut

worden sind. Darunt
er mögen

sinnvolle Ne
uerungen sein.

Aber wenn all die Parag
rafen

und Formalien dazu führen,

dass Verfahr
en zum Teil mehr

als ein Jahrzehnt da
uern oder

Delikte am Ende gar ver
jähren,

dann gibt es nur e
inen

Gewinner: den Kriminellen.

Die Situation
ist mittlerweile

so prekär, dass
auch ein

erfahrener R
echtsanwalt die

Forderungen
der eigentlic

hen

Gegenseite u
nterstützt: E

s

brauche eine
n runden Tisch,

an dem alle Parteien
unvorein-

genommen nach Lösungen

suchten, ford
ert er. Platz

nehmen müsste dringe
nd auch

das Eidgenö
ssische Justiz

-

departement. Doch vom Bund

kam bisher wenig Unter-

stützung in der Krise – die

Strafverfolgu
ng sei Sache

der Kantone.
Das ist zu wenig.

Denn auch die Gesamt-

bevölkerung
gehört zu den

Verlierern: S
ie verliert ge

rade

das Vertraue
n in die Justiz.

Bevölkerung ve
rliert

den Glauben –

Straftäter gewin
nen
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Keine
«Klimakiller»DerSchweizerBauernverbandversucht, das ImagederViehhaltung zuverbessern.Seite 19
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Oberwinterthur bekommt seine eigene 800-Meter-Wall

Winterthur EntlangderHegistrasse entsteht ein800Meter langesKunstwerk,andem70Kunstschaffendeund

300 Jugendlichemitwirken.AmSamstag startetedieVerschönerungsaktion. (mab) Seite 4 Foto: SerainaBoner

Roland Gamp undCatherine Boss
ImKantonZürich ist derPenden-
zenberg nirgends so hochwie bei
der Staatsanwaltschaft Winter-
thur-Unterland. Sie ächzte unter
demstarkenFallanstieg 2022.Die
Kollegen von der Amtsstelle Zü-
rich-Limmatmussten ihrzurEnt-

lastung 180 Fälle abnehmen,wie
der «Landbote» im Frühling be-
reits berichtete. Recherchen zei-
gen nun, dass die Justiz schweiz-
weit amLimit ist.Die Zahl offener
Kriminalfälle, die bei den Staats-
anwaltschaften im ganzen Land
liegen bleiben, steigt Jahr für Jahr
– weil das Personal fehlt. «Es ist
im Moment dramatisch, wirk-

lich dramatisch», sagt der be-
kannte Zürcher Strafverteidiger
Thomas Fingerhuth. Er beklagt
für seine Klienten viel zu lange
Verfahren. Das System stehe vor
dem Kollaps.Die Staatsanwaltschaften ver-
zeichneten im Jahr2022 schweiz-
weit über 500’000 neue Fälle.Die
Pendenzen beliefen sich auf gut

113’000. Es häufen sich die Fäl-
le, bei denen Tätermildere Stra-
fen erhalten,weil die Ermittlun-
gen zu lange dauern. Selbst bei
Sexualdeliktenmüssen die Opfer
oft jahrelangwarten. Ein runder
Tisch soll nun helfen, Ansätze
zu finden, um Strafverfahren zu
vereinfachen und zu beschleu-
nigen.

Seite 20, 21

Über 100’000 offene Fälle
stapeln sich bei Staatsanwälten
Überlastet Burn-outs, Frustration und Abgänge: Die Schweizer Justiz ist am Anschlag.

Davon profitieren die Straftäter. Die Situation, so ein Strafverteidiger, sei «dramatisch». Die Pensionskasse der Stadt
Winterthur (PKSW) hat an den
Märkten mit ihren Anlagen im
ersten Halbjahr Geld verdient.
Der finanzielle Deckungsgrad ist
seit Anfang Jahrvon 92,4 Prozent
auf 95 Prozent geklettert. Für
ein solides finanzielles Polster
ist das noch immer zu tief. An-
visiertwerden 115 Prozent. Dafür
hat der Stadtrat im letzten Früh-
ling ein 120-Millionen-Paket zur
Ausfinanzierung der PKSW ge-
schnürt. Inzwischen hat sich eine

Spezialkommission des Parla-
ments über die komplexe Vorla-
ge gebeugt – und will offenbar
daran herumschrauben. «Wir
haben ein paar Änderungsvor-
schläge», sagt Kommissionsprä-
sident Michael Gross (SVP). Ver-
senken wolle man das Geschäft
aber nicht. Es brauche eine Lö-
sung,mit der das städtische Per-
sonal gut leben könne.Im Interview sagt ein ZHAW-
Versicherungsexperte,wie er den
Fall PKSW beurteilt. (hit) Seite 3

Pensionskasse der Stadt
nur leicht im Aufschwung
Winterthur Die finanziell angeschlagene

Kasse beschäftigt gerade die Politik.

Polizei Amspäten Samstagabend
verlor in Elgg ein 26-Jähriger die
Kontrolle über sein Fahrzeug.
Dieses stürzte in der Folge meh-
rere Meter tief die Böschung
der Bahnlinie hinunter. Wie die
Kantonspolizei amSonntagmor-
gen mitteilte, verletzte sich die
27-jährige Beifahrerin dabei so
schwer, dass sie noch auf derUn-
fallstelle verstarb.Der Fahrzeug-
lenkerwurde leicht verletzt.

Am Sonntagvormittag suchte
die Polizei mithilfe vonHelikop-
tern, Tauchern, Hunden und
Drohnen mehrere Stunden lang
nach einer Person, die direkt un-
terhalb des Rheinfalls ins Rhein-
fallbecken sprang. Bis jetzt war
die Suche erfolglos. (red) Seite 5

Tödlicher Unfallund Suchaktion

Griechenland AusserKontrolle ge-
ratene Waldbrände haben auf
der Ferieninsel Rhodos zu bei-
spiellosen Massenevakuierun-
gen geführt. 19’000 Touristen
und Einheimische mussten am
Wochenende vor den Flammen
flüchten. Es sei die grösste Eva-
kuierungsaktion, die es in Grie-
chenland jemals gegeben habe,
teilte das Büro des Ministerprä-
sidentenKyriakosMitsotakismit.
Die Brände toben weiter. Eine
Entspannung der Lage ist nicht
in Sicht. Seit Tagen liegen die
Temperaturen imLandvielerorts
über 40 Grad. Auch zuvorwar es
heiss und trocken. (red) Seite 28

Waldbrändeauf Rhodos

AKTUELL

 “Konstruktion von 
Kriminalität”
Strafverfolgung · Medien zeichnen das Bild  
einer chronisch überlasteten Justiz. Die Fallzahlen 
widersprechen dieser Darstellung – und 
Strafverteidiger kritisieren den Missbrauch des 
Strafrechts zu politischen Zwecken.

Letzten Sommer stand die 
Strafjustiz vor dem Zusam-
menbruch. Nicht wegen 

Hitze, sondern wegen Überlas-
tung. Dieser Eindruck entstand, 
wenn man Tamedia-Zeitungen las 
(«Tages-Anzeiger», «Basler Zei-
tung»). «Überlastete Strafverfolger: 
Schweizer Justiz vor dem Kollaps», 
lautete der Titel eines im Juli pu-
blizierten Artikels, dem anschlies
send noch andere im gleichen 
Tenor folgten. Andere Verlage zo-
gen nach. Inzwischen scheint in 
der Öffentlichkeit das Bild vor
zuherrschen, dass die Staatsanwalt-
schaften der Schweiz von der ho-
hen Falllast erdrückt werden und 
nur mit Mühe funktionsfähig ge-

halten werden können. Die vielen 
Artikel zum Thema liefern ver
schiedene Erklärungen für die an-
gebliche Systemüberlastung. Viel 
Raum wird neben dem Bevölke-
rungswachstum  den «deutlich 
ausgebauten» Rechten von Be-
schuldigten und «zu vielen Be-
schwerdemöglichkeiten» ein
geräumt. Als Kronzeuge wurde 
immer wieder der Zürcher Straf-
verteidiger Thomas Fingerhuth 
ins Feld geführt, der die Situati-
on ebenfalls als «dramatisch» be
zeichnete. 

Gegenüber plädoyer ziehen vie-
le Strafverteidiger die Darstellung 
der Staatsanwaltschaften in Zwei-
fel. Sie glauben nicht, dass die 

Überbelastung so gross ist wie be-
hauptet. Und sie führen einen 
Grossteil der Arbeitslast auf eine 
fehlgeleitete Strafpolitik zurück. 
«Seit ich mich erinnern kann, be-
klagen sich sowohl die Polizei als 
auch die Staatsanwälte in der 
Schweiz über zu wenig Personal», 
sagt Matthias Brunner, der seit 
über 30 Jahren als Strafverteidi-
ger in Zürich tätig ist. 

Politiker reagieren mit 
höheren Stellenbudgets

Diese Klagen kennt auch Konrad 
Jeker. Er ist Strafverteidiger mit 
über 30 Jahren Berufserfahrung, 
führt eine Kanzlei in Solothurn 
und betreut Fälle aus der ganzen 
Schweiz. Der Ruf der Strafverfol-
ger nach mehr Ressourcen werde 
durchaus gehört: «Ich beobachte, 
wie die Politik in Solothurn we-
gen angeblicher Überbelastung 
der Staatsanwaltschaften ständig 
neue Stellen spricht.» 

  
Alarmismus  

in den Medien:  
Fallzahlen im Kanton 

Zürich gesunken
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Vorschlag

Ein runder Tisch soll die Schweizer Justiz vor demKollaps bewahren

Normalerweise duellie-ren sie sich vor Gericht.Nun sind sich Staatsanwälteund Rechtsanwälte für einmaleinig: Die Schweizer Justiz istüberlastet. Das zeigt eine Re-cherche dieser Redaktion, wo-nach sich bei den SchweizerStrafverfolgern über 100000offene Fälle angehäuft haben.Immer wieder dauern Verfah-ren so lange, dass die Tätermilder bestraft werden oderwegen Verjährung freigespro-chen werdenmüssen.Der Zürcher StrafverteidigerThomas Fingerhuth forderteinen runden Tisch, an dem al-le Seiten gemeinsam Lösungensuchen. Er erhält Zuspruch vonder Schweizerischen Staatsan-

wälte-Konferenz. Auch sämtli-che Politikerinnen und Politi-ker von links bis rechts, mitwelchen diese Redaktion ge-sprochen hat, begrüssen dieIdee.
«Das ist eine gute Sache», fin-det etwa Carlo Sommaruga(SP), Präsident der Rechtskom-mission im Ständerat. Rechts-anwälte hätten im Parlamenteine starke Lobby, «sie könnenihre Interessen dort besser ein-bringen als Staatsanwälte». Da-her sei ein offener Austausch zubegrüssen.

Das sieht auch Ständerat An-drea Caroni (FDP) so. Denn: «Eshat praktisch keine Staatsan-wälte im Parlament», sagt derRechtsanwalt.

Die Recherchen hätten ihn«aufgerüttelt», so Caroni. Lan-ge Verfahren seien für alleschlecht – auch für mutmassli-che Täter, die zum Teil wegendes Verfahrens ihren Job ver-lieren würden, auch wenn sichspäter ihre Unschuld heraus-stelle. «Statt die Justiz ständigmehr zu belasten, sollten wirsie auch mal entlasten – etwadurch die Entkriminalisierungvon Cannabis», findet Caroni.Nationalrätin Andrea Geiss-bühler (SVP) hält die langenVerfahren für «ein Riesenprob-lem». Das habe sie bereits geär-gert, als sie noch Polizistinwar.«Es darf doch nicht sein, dasssich Täter durch Verzögern desVerfahrens in die Verjährung

schleppen können.» Ginge esnach Geissbühler, dürften Ver-dächtige ihren Anwalt oderihre Anwältin nur einmalwechseln. Auch andere Vertei-digungsrechte wollte sie ge-meinsam mit ParteikollegeMauro Tuena einschränken.Ein runder Tisch hätte lautder SVP-Nationalrätin denVorteil, dass man Praktikernzuhören würde. Dies begrüsstauch Ständerat Stefan Engler(Die Mitte), wobei er Wert aufdie Gewaltenteilung legt: Mitden Justizvertretern zu reden,sei sinnvoll. Aber anschlies-send müsse das Parlamentselbst entscheiden.Engler will die Verteidi-gungsrechte nicht einschrän-

ken. «Wir dürfen den Grund-satz der Rechtsstaatlichkeitnicht der Beschleunigung op-fern», mahnt der Rechtsan-walt. Am Ende sei es Sache derKantone, die Justiz mit genü-gend Mitarbeitenden auszu-statten. Das sehen auch Natio-nalrätinMin LiMarti sowie dieStänderäte Daniel Jositschund Carlo Sommaruga (alle SP)so. Es müsse kurzfristig mög-lich sein, das Personal flexibelanzupassen, findet Jositsch.Dafür bräuchten die Regierun-gen eine entsprechende Kom-petenz. «Juristen gibt es jaausreichend», so der Rechts-professor.
Die Kantone sieht auch Stän-derat Thomas Minder (partei-

los) in ersterLinie inderPflicht.Dennoch will er das Problemauch in der Rechtskommissiondes Ständerats zur Diskussionstellen. Ihn erschrecken derPendenzenberg und überhauptdie hohe Zahl an Fällen, die erzum Teil auch auf die Zuwan-derung zurückführt.Bleibt die Frage, wer den run-den Tisch umsetzt. Der Bundsignalisiert trotz aller Forde-rungen wenig Interesse: «DieOrganisation der Strafbehör-den und deren Ausstattungmitden nötigen Ressourcen liegtin der Kompetenz der Kanto-ne», heisst es auf Anfrage beimBundesamt für Justiz. Mankönne sich nicht zum Themaäussern.
is

Roland Gamp und Catherine BossBERN/LIESTALÜber 100000 of-fene Straffälle haben sich beiden Staatsanwaltschaften inder Schweiz angehäuft. Die Be-hörden sprechen von Burn-outs und Frust. Oft dauern dieVerfahren so lange, dass dieTäter mildere Strafen erhalten.Während die Opfer leiden. Wiekonnte es so weit kommen? Diebeiden Ersten Staatsanwältin-nen des Kantons Basel-Land-schaft, Jacqueline Bannwarthund Patrizia Krug, kennen dieHintergründe zum drohendenKollaps der Justiz.
Im Kanton Basel-Landschaftkamen letztes Jahr fast 27000neue Fälle herein – bei 41,5Staatsanwaltsstellen. Ist dieseLast noch zu bewältigen?Jacqueline Bannwarth: Wirsind jetzt an demPunkt, wo dieGrenze erreicht ist. Denn wirmüssen bereits gewisse Fällepriorisieren und können nichtmehr auf alle Delikte gleich fo-kussieren. Es braucht mehrPersonal, sonst kommt es nichtgut.

Wie geht es IhrenMitarbeitenden?Bannwarth: Staatsanwältearbeiten in einem sowiesoschon sehr belastenden Be-reich. Und jetzt kommt dieserZeitdruck dazu. Die Leute sindmit viel Herzblut dabei, wollenihre Arbeit gut machen. Abersie haben immer weniger Zeit.Die einen vertragen das besser,bei den anderen geht es an dieGesundheit, die Situation stellteine psychische Belastung dar.Unsere Staatsanwältinnen undStaatsanwälte haben alle 70Strafverfahren oder mehr, diesie parallel behandeln. Und esgeht nicht nur um die steigen-den Fallzahlen. Sondern auchdarum, dass der einzelne Fallimmer intensiver wird.
Geben Sie ein Beispiel.Bannwarth: Ich hatte vor20 Jahren ein Verfahren wegensexueller Handlungen mit ei-nem Kind. Da brauchte ichfür die gesamten Akten einenBundesordner. Heute wärenes für den gleichen Fall biszu acht Bundesordner. Undzwar Einfach weil alles sehrviel formalistischer gewordenistunddieBeschwerdemöglich-keiten ausgebaut wurden. Hin-

zu kommen Neuerungen wiedas Tätigkeitsverbot für Pädo-phile, das immer von einemGericht geprüft werden muss,was sehr aufwendig ist. DasGleiche gilt für Delikte, die ei-ne obligatorische Landesver-weisung des Beschuldigtennach sich ziehen.
Sind die Leute heutestreitfreudiger, bereitet Ihnenauch dasmehr Arbeit?Patrizia Krug: Wir sehen inunseren Analysen, dass sich

die Anwaltskosten in wenigenJahren vervielfacht haben.Das zeigt, dass unsere Ent-scheide und Massnahmen in-tensiv angefochten werden,was auch wieder mehr Arbeitbedeutet. Die Gesellschaftstellt allgemein mehr infrage,was die Staatsanwaltschaftentun. Wir stehen unter einemimmer höheren Rechtferti-gungsdruck und müssen unsfür unsere Arbeit verteidigen.Was ich wirklich nicht verste-hen kann, denn diese

Arbeit ist wichtig für die Ge-sellschaft.

Haben Siemehr Stellenbeantragt beimKanton, umder Situation gerecht zuwerden?
Krug: Ja. Wenn wir die nichtkriegen, dann läuft es auf eineAnhäufung der Pendenzen hin-aus. Hier sind alle bereit, Über-stunden zu leisten. Aber es gehtnicht, dass das ein Dauerzu-stand wird und alle nur nochauf dem Zahnfleisch laufen. So

besteht die Gefahr, dass wir un-sere Verfahren nicht mehr zeit-gerecht erledigen können.
Man spricht von einerVerletzung desBeschleunigungsgebots.Was ist das Problem dabei?Bannwarth: Wenn das Ge-richt eine solche Verletzungfeststellt, dann führt dasschlussendlich dazu, dass dieverurteilte Person eine gerin-gere Strafe erhält. Und daskann natürlich dem Gerechtig-keitsgefühl der Beteiligten,aber auch der Bevölkerung wi-dersprechen. Es kann ja eigent-lich nicht sein, dass diebeschuldigte Person profitiert,nur weil die Behörden überlas-tet sind.

Und die Opfer?Bannwarth: Für sie sind lan-ge Verfahren natürlich einegrosse Belastung. Man machteine Anzeige, wird dann im-mer wieder befragt, nimmt vielauf sich. Und hat dann trotz-dem das Gefühl, dass über-haupt nichts passiert. Natür-lich arbeiten wir laufend anden Fällen. Aber die Betroffe-nenwissen nicht, wie esmit ih-rem Fall weitergeht. Sie fragensich: Glaubt man mir über-haupt? Das ist schwierig.
Auf der anderen Seite wurdendie Beschuldigtenrechte inden letzten Jahren deutlichausgebaut.
Krug: Was für unsere Leutewieder mehr Arbeit bedeutet.

Aber solche Beschuldigungs-rechte sind gleichzeitigzentral in unserem Justiz-system.
Krug: Ja, das stimmt. Aberwenn man sie ausbaut, dannbraucht es auch mehr Ressour-cen bei der Strafverfolgung.Bei den Beschuldigtenrechtenim Verfahren sind wir in derSchweiz zum Teil weit überdem Standard, den die Euro-päische Menschenrechtskon-vention vorschreibt. Da gehenwir freiwillig und ohne Notviel weiter, als wir eigentlichmüssten.

Warum kommt das eigentlichim Parlament durch, dass dieBeschuldigten immermehrRechte erhalten?Krug: Man könnte sagen,dass die Staatsanwaltschaften

eine zuwenig gute Lobby in derPolitik haben. Dies im Gegen-satz zu denRechtsanwältinnenund Rechtsanwälten. Diese sit-zen im Nationalrat oder imkantonalen Parlament. Füruns Staatsanwältinnen hinge-gen ist es sehr wichtig, dass wirpolitisch unabhängig sind.Wir haben dadurch nur be-dingt die Möglichkeit, Einflusszu nehmen.

Der Druck wird indes nichtnachlassen. Auf 2024 sindweitere Gesetzesänderungengeplant.
Bannwarth: Und damit ganzviele Dinge, die unsere Arbeitnoch schwieriger machen undnoch mehr Zeit brauchen. Neuwerden zumBeispiel auch Zivil-forderungen im Strafbefehl ab-gehandelt statt in einem sepa-raten Verfahren. Und die Be-schuldigten müssen zwingendeinvernommen werden, wennper Strafbefehl eine unbedingteFreiheitsstrafe verhängt wird.Auch das ist sinnvoll. Aber esbedeutet eineMehrbelastung.Krug: Es macht mir wirklicheine gewisse Angst, was da aufuns zukommt.Wennwir die Si-cherheit in der Schweiz auf-rechterhalten wollen, brau-chen wir eine effiziente Straf-verfolgung, angefangen bei derPolizei über die Staatsanwalt-schaft bis zu den Gerichten.Sonst profitieren die Falschen –die Täter.

«Sonst profitieren die Täter»
Die Schweizer Justiz ist am Anschlag. Wie konnte es dazu kommen? Es gibt immermehr Fälle zu bewältigen, der Zeitdruck nimmt

ständig zu. Ferner werden immermehr Entscheide undMassnahmen angefochten. Und es fehlt an einer Lobby im Parlament.

Die beiden Staatsanwältinnen Patrizia Krug (l.) und Jacqueline Bannwarth: «Wir brauchen eine effiziente

Strafverfolgung.»

Bild Kostas Maros

Zu den Personen
Zwei Frauenander Spitze
Seit 2021 sind sie ganz oben:Patrizia Krug und JacquelineBannwarth teilen sich dieAufgabe der Ersten Staatsan-wältin im Kanton Basel-Land-schaft. Zu je 50 Prozent leitensie die Strafverfolgungsbe-hörde mit insgesamt 170Mitarbeitenden. Beide sindAnfang 50, gelernte Juristin,Mutter und extrem erfahren:Krug wie auch Bannwarthsind seit über 25 Jahren beiden Baselbieter Strafverfol-gungsbehörden. Heute bildensie eine Ausnahme: In fastkeinem anderen Kanton leiteteine Frau die Staatsanwalt-schaft. red
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So verliert das Strafen
seinen Sinn
In vielen Kantonen kommt die Strafverfolgung an ihre Belastungsgrenze.
Oft dauert es Jahre, bis es zu einer Anklage kommt. Das wird zum
rechtsstaatlichen Problem. Von Daniel Gerny

«Neun Jahre warten auf den Prozess – Rabatt für
den Täter». «Nach der Geburt verstorben – Ange-
hörige warten seit Jahren auf Aufklärung». Oder:
«Mann wegen fahrlässigerTötung verdächtigt – und
dann ein Jahr nichts gehört». Das sind drei von un-
zähligen Schlagzeilen aus den letztenMonaten und
Jahren, die die chronische Überlastung der Schwei-
zer Strafjustiz dokumentieren.Verschiedene Staats-
anwaltschaften und Strafverteidiger aus dem gan-
zen Land, mit denen die NZZ gesprochen hat, be-
richten von Strafverfahren, dieAktenordner füllen
und Ressourcen binden, ohne dass sie innert nütz-
licher Frist zumAbschluss kommen. Über Monate
wird über verfahrenstechnische Nebensächlichkei-
ten gestritten oder nach Terminen gesucht.

Eine bemerkenswerte Entwicklung,denn eigent-
lich erlebt die Schweizer Strafverfolgung seit der
Einführung einer gesamtschweizerischen Strafpro-
zessordnung (StPO) einen gewaltigen Industriali-
sierungsschub. Urteile werden heute als Massen-
ware produziert: Über 95 Prozent der Fälle, die zu
einer Strafe führen, werden im Strafbefehlsverfah-
ren abgeschlossen. Das sind mehrere hunderttau-
send,meist kleine Fälle pro Jahr. Noch vor zwanzig
Jahren betrug dieser Anteil erst rund 75 Prozent.

Konfliktpotenzial nimmt zu
Bei Strafbefehlen werden die Fälle von der Staats-
anwaltschaft direktund schriftlicherledigt,ohnedass
je ein Strafverteidiger oder ein Gericht mitwirken
muss.Dasgeht ruck,zuck:InvielenAngelegenheiten
wird nach einerAnzeige direkt ein Strafbefehl erlas-
sen, ohne dass die Staatsanwaltschaft den Sachver-
halt untersucht. Diese Entwicklung ist rechtsstaat-
lich zwar teilweise fragwürdig.Dochnur sokannver-
hindert werden, dass die Strafjustiz von einem Tag
auf den andern komplett zusammenbricht.

Es sind vor allem die schwereren Fälle, die das
System an seine Belastungsgrenzen bringen. Statt

Monate vergehen oft Jahre, bis die Ermittlungen
in eine Anklage münden oder eingestellt werden.
Für die Überlastung gibt es diverse Gründe, wo-
bei das Bevölkerungswachstum noch das geringste
Problem zu sein scheint.Wohl nimmt das Konflikt-
potenzial mit höherer Bevölkerungsdichte zu.Doch
in den Fallzahlen widerspiegelt sich das nur teil-
weise, beispielsweise im Strassenverkehrs- oder im
Ausländerrecht.

Stärker ins Gewicht fällt, dass Strafverfahren
heute übermässig formalistisch und papierlastig
sind, wie Strafverteidiger und Staatsanwälte über-
einstimmend beklagen. Die umfangreichen Teil-
nahmerechte sind dafür ein gutes Beispiel. Sie be-
deuten, dass in Fällen mit mehrerenTäterinnen und
Tätern sämtliche Beteiligte direkt in alle Verfah-
rensschritte eingebunden werden müssen. Das ist
aus der Sicht der Beschuldigten richtig, in der heu-
tigen Form aber oft kaum praktikabel:Bei Banden-
kriminalität wird so allein schon die Terminabspra-
che mit den Beschuldigten und ihren Rechtsvertre-
tern zum Grossprojekt.

Zudem existieren unzählige Beschwerde-
möglichkeiten.Will jemand verhindern, dass sicher-
gestellte Gegenstände gesichtet werden, so kann
er die Siegelung verlangen. In diesem Fall nimmt
die Polizei die Objekte mit, zum Beispiel Handys
oder Laptops. Sie darf sie aber nicht auswerten, bis
das Zwangsmassnahmengericht entschieden hat. So
verzögern die Siegelungsrechte die Verfahren teil-
weise um Jahre, vor allem inWirtschaftsfällen. Für
die Gerichte führt das zu grossem Aufwand, weil
oft riesige Datenmengen durchforstet werden müs-
sen. Siegelungen kommen inzwischen so häufig vor,
dass die Zürcher Staatsanwaltschaft von einer infla-
tionären Zunahme spricht. Das Instrument gilt als
probates Mittel, um Strafverfahren zu torpedieren.
In Justizkreisen ist deshalb von einer eigentlichen
«Verzögerungsbombe» die Rede.

Mit der Verlagerung der Kriminalität ins Inter-
net sehen sich die Strafverfolgungsbehörden ohne-

hinmit immer grösserenDatenmengenkonfrontiert,
was die Bearbeitungszeit pro Fall in die Höhe treibt.
Mit der Digitalisierung desVerbrechens geht zudem
eine Internationalisierung der Kriminalität einher,
die mehr Koordination und mehr Rechtshilfe erfor-
dert.InsbesonderekomplexereFälle vonWirtschafts-
kriminalität verschlingen enorme Ressourcen und
kommen oft auch deshalb nur langsam voran.

Bei vielen Staatsanwaltschaften scheint zudem
die Prioritätensetzung nicht optimal. Strafverteidi-
ger berichten von Bagatellfällen, bei denen unzäh-
lige Zeugen einvernommen werden, ohne dass dies
zu brauchbaren Ergebnissen führt.Bei Sexualdelik-
ten ist der Hang zu endlosen Ermittlungen teilweise
problematisch, weil dies nicht zuletzt für die Op-
fer zur Belastung wird. Bei Vier-Augen-Delikten
ohne Zeugen sei ein langes Vorverfahren trotz der
Schwere der Vorwürfe häufig gar nicht sinnvoll,
meint ein erfahrener Richter: Das Gericht müsse
sich im Prozess ohnehin ein eigenes Bild machen.

Gleichzeitig sorgt die Politik seit Jahren für zu-
sätzliche Arbeitslast. In teilweise atemberauben-
dem Tempo wird das Strafrecht revidiert und um
neue Delikte ergänzt. So wurde 2016 bei der Um-
setzung derAusschaffungsinitiative der Sozialhilfe-
betrug neu aufgenommen,der inzwischen jedes Jahr
zu über 800Verfahren führt.Der Mehraufwand bei
der obligatorischen Landesverweisung, die im sel-
ben Zusammenhang eingeführt wurde, gilt gar als
einer der Haupttreiber für die Überlastung.

Strafrecht ändert häufig
Der Tatbestand von Diskriminierung und Aufruf
zu Hass (Antirassismusstrafnorm) wurde ebenfalls
erst kürzlich ausgebaut,was sich erwartungsgemäss
in derAnzeigenstatistik niederschlägt.Doch bereits
steht die nächste Ausweitung der Bestimmung im
Raum. In der Pipeline befinden sich zudem wei-
tere neue Straftatbestände, beispielsweise gegen
Cybermobbing oder Cybergrooming (das gezielte
Ansprechen Minderjähriger über das Internet mit
dem Ziel, sexuelle Kontakte anzubahnen).

Noch vor wenigen Jahrzehnten bildeten solche
Neuerungen die grosse Ausnahme. Heute ändert
das Strafrecht beinahe im Monatsrhythmus. Selbst
dort,woneueStrafbestimmungengerechtfertigt sind
(was längst nicht immer der Fall ist), führt dies zu
einer zusätzlichenBelastungdesSystems.Paradoxer-
weise stärkt die Politik mit ihrem Hyperaktivismus
dieStrafjustiz nicht so,wie siedies ihrenWählerinnen
undWählern verspricht. Sie bewirkt das Gegenteil.

Der Dauerstress bei Strafverfolgungsbehörden
und Gerichten wird als Folge davon zum rechts-
staatlichen Problem, weil dadurch der Strafzweck
an sich infrage gestellt wird.Was in der Erziehung
eine Banalität ist, trifft für die professionelle Justiz
ebenso zu: Strafen müssen schnell erfolgen, damit
sie Wirkung zeigen. In den westlichen Demokra-
tien, in denen das Strafrecht vor allem dazu dient,
künftige Kriminalität zu verhindern, statt vergan-
gene Delikte zu vergelten, gilt dies ganz besonders.

Befindet sich der Delinquent Jahre nach der Tat
in einer neuen und möglicherweise stabilen Phase,
ist es sinnlos, mit Sanktionen auf ihn einzuwirken,
um ihn auf den Weg der Besserung zu bringen. Ist
der Beschuldigte in der Zwischenzeit zum Wie-
derholungstäter geworden, kommt die überfällige
Strafe erst recht zu spät.Als Abschreckung für die
Allgemeinheit taugen späte Strafen schon gar nicht.
DieTaten sind bis zur Urteilsfindung längst verges-
sen, solange es sich nicht um schwere Kapitalver-
brechen handelt. Weil der Nutzen einer Sanktion
mit fortschreitender Dauer kleiner wird, sind die
Gerichte dazu verpflichtet, Strafen zu reduzieren,
wenn die Anklage zu lange auf sich warten lässt.
Das kommt immer häufiger vor.

UnterminiertwirddadurchdasVertrauenderGe-
sellschaft in die funktionierende Rechtsordnung –
ein weiterer Strafzweck, der in den letzten Jahren
an Bedeutung gewonnen hat. Die Justiz leidet bei
vielen Leuten ohnehin unter dem Ruf, zu zöger-
lich und zu lasch mit Verbrechern umzugehen. Die
Schweiz ist zwar glücklicherweise weit von einem
maroden Justizsystem entfernt.Doch schwindet der
Glaube an die Effizienz der Strafverfolgung, führt
dies zu neuen Forderungen an die Gerichtsbarkeit
und damit zu zusätzlicher Belastung. So fabriziert
man eine Endlosspirale.

Mit Personalaufstockungen bei Staatsanwalt-
schaften und Gerichten, mit denen viele Kantone
auf die Engpässe reagieren, ist der strukturellen
Misere auf Dauer nicht beizukommen. Zumal der
Fachkräftemangel zunehmend auch bei den Juris-
tinnen und Juristen spürbar wird. Es drängen sich
stattdessen Korrekturen auf, die den Betrieb wieder
schlanker und produktiver machen. Das ist nicht
ganz einfach,weil ein Zugewinn an Effizienz in der
Strafverfolgung immer mit dem Risiko eines Ver-
lusts an Fairness verbunden ist.

Justiz und Politik, die die Rahmenbedingungen
für die Justiz definieren,stehen deshalb in den kom-
menden Jahren vor einem Balanceakt. Sie müssen
das Justizsystem wieder fitter und gerechter ma-
chen.WirklicheVerbesserungenohneEinbussen an
Rechtsstaatlichkeit können aber nur imAustausch
mit den juristischen Fachleuten an der Front gelin-
gen. Doch die Stossrichtung dabei ist vorgegeben:
OhneEntschlackungdroht demSystem früher oder
später der Kollaps.

Mit Personalaufstockungen
bei Staatsanwaltschaften
und Gerichten ist der
strukturellen Misere auf
Dauer nicht beizukommen.
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Strafen am Schluss

weniger akzep
tierten. «Je lä

nger

es dauert, desto
mehr wird die

Tat relativier
t, die sie beg

angen

haben.» Zudem sei das lange

Warten für Beschuld
igte «grau-

sam». Erst vor ku
rzem hat Fin-

gerhuth einen Mann verteidigt,

der 14 Jahre lang warten muss-

te, bis ein erstes Gerich
t seinen

Fall überhaupt
anschaute.

«Schon nach wenigen Monaten

Untersuchun
gshaft verlie

rt ein

Beschuldigte
r den Job,vielleich

t

läuft die Frau
davon, die K

inder

sieht er nich
t mehr.»

Eigentlich gilt in der Schweiz das

sogenannte
Beschleunig

ungs-

gebot, umübermässig langeV
er-

fahren zu verhindern.
Strafbe-

hörden müssen Ermittlungen

laut Gesetz «unverzüglic
h» in

Angriff nehmen und Verzöge-

rung begrün
den.Das ist e

in zen-

traler Grund
satz im Rechtssys-

tem. Nur kann die Justiz dieses

Versprechen
zunehmend nicht

mehr einlösen
. Wenn laut Bun-

desgericht in einem Verfahren

«eine von der Strafbehörde
zu

verantwortende kras
se Zeitlücke

zutage tritt»,
können denTätern

mildere Strafen
winken.Und ge-

nau das passiert
immer wieder,

wie Gerichtsen
tscheide der

letz-

ten Jahre zeigen. Wobei auch

Schwerverbrecher
profitieren.

Das Oberger
icht Thurgau

redu-

zierte deswegen letzten Herbst

eine Strafe wegen Raufhandels

undversucht
er schwererKörper-

verletzung um
sechsMonate.Die

Staatsanwaltschaft sei «über

zwei Jahre untätig geblieben»,

heisst es in einemEntscheid des

Bundesgeric
hts zum Fall.

An dieses gelangte auch ein

Mann, der in Zürich wegen Nö-

tigung verurteilt wurde. Wobei

es vomVerdacht bis
zum rechts-

kräftigen Urteil fast ze
hn Jahre

dauerte. «Da
s ist entschie

den zu

lang», so das Bundesgeric
ht.

Auch dieser Täter
erreichte ein

e

geringere Str
afe.

Im Aargau erhielten dieses

Jahr ein Raser, eine T
ierquälerin

und auch ein Mann, der die
öf-

fentliche Sicherheit mehrfach

mitWaffen gefährdet ha
tte, alle-

samt mildere Strafen, weil die

Gerichte nach der Verhand
lung

zu lange brauchten,
um das

begründete
Urteil zuzustellen.

Wobei eine der
beteiligten Rich-

terinnen dies explizit mit einer

generellen Überlastung
begrün-

dete. Ein Vergewaltiger wieder-

um erreichte in Basel eine

«leichtgradig
e Strafminderung

aufgrund der langenVe
rfahrens-

dauer». Zur V
erzögerung führte

unter andere
m eine psychol

ogi-

sche Begutachtun
g, die einein-

halb Jahre da
uerte. Dazu schrieb

das Bundesg
ericht diesen

März:

«Es ist notor
isch, dass Gu

tachter

chronisch überlastet si
nd.»

Frustration, Bu
rn-outs

und viele Abgänge

Für die Strafverfolge
r selbst ist

die Situation zunehmend un-

haltbar. Viele
sind frustriert, ei-

nige werden krank. Manche su-

chen einen neuen Job. Die Jah-

resberichte
der kantonalen

Staatsanwaltschaften, n
ormaler-

weise eher ein
e trockene Le

ktü-

re, zeichnen
zurzeit ein drama-

tisches Bild.
Im Thurgau bekla-

gen die Strafbehörde
n etliche

Abgänge von Staatsanwälten,

«weil für sie die sehr hohe Ar-

beitsbelastun
g unerträglic

hwur-

de». Erfahren
er Ersatz sei j

edoch

kaum zu finden. Stattdessen

müsse man oft direkt St
udien-

abgänger rek
rutieren, «di

e über

keine oder nu
r sehrwenig Straf-

verfolgungse
rfahrungverf

ügen».

In Basel-Stadt
regt die Auf-

sichtskommission über die

«Man kann
den Schaden gar

nicht beziffern.
»

Alberto Rossi

Ehemaliger Beschul
digter

Jacqueline Bannwarth, Er
ste

Staatsanwältin
BL. Foto: Kostas M

aros

Strafverteidige
r Thomas

Fingerhuth ZH. Foto: Manuela Matt

Schweizer Justiz
vor dem Kollaps – «Es

Überlastete Stra
fverfolger Polizistinnen, S

taatsanwälte u
nd Gutachter fehle

n, die Pendenze
n häufen sich seit Jahren.

Mittlerweile daue
rn Verfahren zum Teil so lange, d

ass Kriminelle milder bestraft w
erden – oder gar nicht.
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Schweiz

Staatsanwaltschaft an, pensio-

nierte Staats
anwälte befristet

zu

engagieren,
um die Pendenzen

abzuarbeiten
. Die Rückstände

hätten «besorgnise
rregende

Höhe erreicht». 90 Verfahren

musste jede Strafverfolge
rin im

letzten Jahr durchsc
hnittlich ab-

wickeln. Im Vorjahr waren es

noch 67 gewesen.

Die Überlastu
ng führe bei v

ie-

lenMitarbeitenden
zu Frustrati-

on undmehr krankhei
tsbeding-

ten Abwesenheiten.
Einzelne

Staatsanwälten seien «nahe an

einem Burn-out od
er leiden be-

reits darunte
r», steht im Bericht.

Im Wallis bearbeiten
die

Staatsanwältinnen und Staatsan-

wälte zwar ständig mehr Fälle –

und trotzdem steigt der Ber
g un-

erledigter Do
ssiers, «was beun-

ruhigend ist», wie es im

Jahresberich
t heisst. In Solo-

thurn gab es zuletzt
einenRekord

an schweren Fällen, in Luzern

hat sich derArbeitsdr
uck zuletzt

«nochmalsmarkant versch
ärft».

Wenn sich die Situation in

den nächstenMonaten und Jah-

ren nicht entsch
ärfen lässt, sind

die Konsequenz
en einschnei-

dend.Dannwären die Staatsan-

waltschaften
gezwungen, eine

Triage der Fälle vorzunehmen,

also zu entscheiden
,was sie un-

tersuchen und was nicht. «Wir

sagen dann: Diese möglicher-

weise strafbare
Handlung un

ter-

suchen wir nicht, weil wir die

Ressourcen
nicht haben», sag

t

derErste Staa
tsanwalt Christoph

Ill. «Das ritzt
die Rechtssta

atlich-

keit insofern
, als nicht mehr der

Gesetzgeber,
also das Parl

ament

in Bern, sagt, w
as unter Strafe

steht und bestraftwerdenmuss,

sondern wir von der Staatsan-

waltschaft. Das
ist ein Eingriff in

die Gewaltenteilung»
, so Ill.

Dass es im Rechtsstaat

Schweiz so weit kommen konn-

te, hat versch
iedene Gründ

e. «Es

geht nicht nu
rumdie steigende

n

Fallzahlen, so
ndern auch darum,

dass der einz
elne Fall immer in-

tensiver wird», sagt Jacqueline

Bannwarth, Erste Staatsanwäl-

tin im Kanton Basel-Landsc
haft.

«Ich hatte vor 20
Jahren ein Ver-

fahren wegen sexueller Hand-

lungen mit einem Kind. Da

brauchte ich für die gesamten

Akten einen Bundesordn
er.»

Heute seien es für den gleichen

Fall bis zu acht. «Einfac
h,weil al-

les sehr viel form
alistischer ge

-

worden ist.»

Zudemnutzten dieAnwältin-

nen und Anwälte die Besc
hwer-

demöglichkeiten
ausgiebig, sa

gt

Christoph Ill von St.Gallen: «M
an

kann gegen alles, was wir ma-

chen oder nicht machen, Be-

schwerde einlegen
.»

Die Rechtsprech
ung des Eu-

ropäischen Gerichtshofs
verlan-

ge, dass einV
erfahren als Gesam-

tes fair sein müsse. Diese
Ge-

samtbetrachtung
sei wichtig,

aber sie finde
im Schweizer Sys-

tem so nicht statt, sagt Ill. Da

werde jeder kl
einste Schrit

t iso-

liert im Detail überp
rüft – und

das verlänger
e dieVerfahre

n teil-

weise enorm.

Eine Verkomplizierung

«ohne triftige
Gründe»

Der Bund hat die Verfahrens-

rechte der Be
schuldigten

in den

letzten Jahren deutlich ausge-

baut. So hat h
eute jederVer

däch-

tigte das Rech
t,mit dabei zu sein,

wenn ein Mitbeschuldig
ter be-

fragtwird. «Das ist z
umBeispiel

bei Bandenkrim
inalität nur

schwer zu koordinieren
, und die

Verfahren brauchen deshalb län-

ger», erklärt Strafverfolge
rin

Jacqueline B
annwarth.

Beschuldigte
dürfen ausser-

dem auch verlangen, d
ass ihre

digitalenDaten gesiegeltwerden,

wenn man ihr Handy oder den

PC beschlagnah
mt. Erst ein Ge-

richt gibt dann den Ermittlern

die Erlaubnis
, die Daten zu sich-

ten – oder auch nicht. «Solch
e

Anträge haben sich in nur zwei

Jahren verdoppelt b
ei uns, und

sie lösen immer ein separates

Verfahren aus.»

Hinzu kommen neue Krimi-

nalitätsfelde
r wie zum Beispiel

Cybercrime. Und immer mehr

Paragrafen. I
m Jahr 2016 wurde

der Sozialhilfebe
trug als neuer

Artikel ins Strafgesetz
aufge-

nommen – nun gibt es jährlich

über 800 entsprechen
de Straf-

anzeigen. Sei
t 2019 ist zud

emdas

lebenslänglic
heTätigkeits

verbot

für Pädophile bei Berufen mit

Kindern in Kraft, das im
mer von

einem Gericht geprüft werden

muss. Und im kommenden Jahr

sind schon wieder neue Regeln

für Strafverfahre
n geplant, die

einen Mehraufwand für die er-

mittelnden Behörden bedeuten.

Ab dann sollen die Staatsanw
äl-

tinnen und Staatsanwälte näm-

lich deutlich mehr Einvernah-

men durchführen
als bisher.Un

d

auch Fälle im Zivilrecht be
arbei-

ten müssen. Für di
e Schweizeri-

sche Staatsanwälte-Konfere
nz

(SSK) sind diese Neuerungen

«eine Verkomplizierung
der

Rechtsanwendung weitgehend

ohne triftige Gründe», wie ihr

Präsident, d
er Berner General-

staatsanwalt Michel-André F
els,

auf Anfrage s
agt.

Kantone knaus
ern

bei zusätzliche
n Stellen

Beschlossen
werden die Neue-

rungen jeweils in Bern.Das Bu
n-

desparlament schafft n
eue Ge-

setze,muss sich dann aber nicht

darum kümmern, wie man den

Mehraufwand stemmen soll.

Denn für genügen
d Ressourcen

in der Strafverfolgu
ng sind die

Kantone zuständig. Doch die

sind oft auf Spark
urs.

«Die Mehrheit der
Kantone

dotieren ihre Staatsan
waltschaf-

ten nicht genug,
um die immer

anspruchsvo
llerenAufgab

en be-

wältigen zu können», sag
t Fabien

Gasser, Gene
ralstaatsanw

alt von

Freiburg und Vizepräsiden
t der

SSK.Wobei neben den Staatsan-

waltschaften auch andere Stel-

len mit ihren Forderungen
nach

mehr Personal
ins Leere lau

fen.

Am Institut für R
echtsmedi-

zin in Zürich beispielsweise ver-

langen die Zuständi
gen seit Jah-

ren mehr Stellen – ohne Erfolg.

Obwohl dies die Gefahr birgt,

dass sich die forensischen
Gut-

achten verzögern,w
eil das Fach-

personal feh
lt.

«Wenn ein Parlament neue

Gesetze erläs
st, gibt es nu

r dann

einen Mehrwert an Rechtsstaat-

lichkeit,wenn auch die Ressour-

cen da sind, um sie umzusetzen»,

sagt der St. G
aller Cheferm

ittler

Christoph Ill. Seine Ford
erung ist

umso dringliche
r, als den Staats-

anwaltschaften und den Polizei-

korps die Leu
te davonlaufe

n.Der

Arbeitsmarkt ist ausg
etrocknet,

die Leute finden in der Privat-

wirtschaft bess
ere Bedingun

gen,

weniger Schichtarbei
t und Pi-

ckett, teils be
ssere Löhne.

Bisher hat die
Politik ungen

ü-

gend auf die Hilferufe der Er-

mittler reagier
t. Doch das gehe

jetzt nichtmehr, zu prekär sei die

Situation, sa
gt Strafverteidi

ger

Thomas Fingerhut
h und wartet

mit einemVorschlag au
f. UmLö-

sungsansätz
e zu diskutieren,

sollten sich jetzt Strafver
teidiger,

Richter und Staatsanwältinnen

und Staatsanwälte an einen

Tisch setzen, jeder
und jede sei-

ne eigenen Interessen draussen

lassen – und dann gemeinsam

das Gesetz durcharbeite
n, sagt

der Zürcher R
echtsanwalt.

Unterstützun
g erhält er von

der Staatsanwälte-Konfere
nz.

Eine objektive Situationsan
aly-

se und darauf abges
tützteMass-

nahmen statt stetes Flickwerk

seien überfällig, sa
gt SSK-Präsi-

dent Michel-André
Fels. «Eine

konstruktive
Gesamtschau durch

alle Partner d
er Strafverfo

lgung

wäre zu begrüssen. Je
doch nur,

wenn dies endlich mit einem

vorurteilslos
en Blick auf die je-

weiligen gesetzlichen
Rollen ge-

schieht», sag
t Fels.

Und Strafverteidi
ger Thomas

Fingerhuth fügt an: «Esm
uss ge-

lingen, die R
egeln so zu ändern,

dass die Verf
ahren schneller ge-

hen. Und wir den Kollaps des

Systems abwenden.»

«Offensichtlich
,

dass dies
ein unhaltbarer
Zustand ist»

Christoph Ill

Erster Staatsa
nwalt SG
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Staatsanwaltschaften, in Tausend

Je nach Kanton mit oder ohne
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Wachsender Pe
ndenzenberg

Betrüger, Sex
ualstraftäter

,

selbst Verdäc
htige von

Tötungsdelik
ten: Sie erhie

lten

mildere Strafen
, weil Verfahren

in der Schweiz zu lange dauern
.

Jeder dieser F
älle ist ein

Armutszeugnis fü
r unser

Justizsystem
. Und ein Affront

für die Opfer
, die jahrelan

g auf

ein Urteil warten müssen – nur

um dann zum Teil mit anzuse-

hen, wie ihre Peinig
er von einem

Sanktionsrab
att profitiere

n.

Schuld am drohenden Kollaps?

Sicher nicht
die Staatsanw

äl-

tinnen und Staatsanwälte. Über

500’000 neue Fälle la
ndeten im

letzten Jahr auf ihre
n Tischen.

Da können sie sich noch so

bemühen: Am Ende bleibt n
icht

für alle Delik
te die Zeit, di

e

nötig wäre. Schon jetzt werden

die allermeisten Fälle kurz un
d

knapp mit einem Strafbefehl

abgeschlosse
n. Trotzdem

häufen sich die Pendenz
en. Das

Nachsehen haben dabei auch

alle, die wegen falscher Vor-

würfe jahrelan
g in die Mühlen

der Justiz ger
aten.

Die Konferen
z der Schweizer

Staatsanwälte warnt seit

langem. Nur interessie
rt das

niemanden. Man sei besorgt

über die Entw
icklung, hies

s es

vor fünf Jahr
en. Es gehe z

uneh-

mend nur noch um Formalien

– immerweniger um dieWahr-

heit. Der Hilferuf lande
te auf

Seite 234 der Vernehm
lassung

zur neuen Strafprozess
ord-

nung, die zu
sätzliche Reg

eln

für das Straf
verfahren mit sich

brachte. Er v
erhallte unge

hört:

Verschiedene
Änderungen

, die

einen deutlichen Mehraufwand

für die Ermittler bedeut
en, sind

bereits in Kraft.Weitere sollen

2024 folgen.

Deutlich mehr Gehör fin
den

die Forderun
gen der Rechts-

anwälte, einer de
r mächtigsten

Berufsgrupp
en im Bundes-

parlament. Es erstau
nt daher

nicht, dass d
ie Rechte der

Beschuldigte
n in den letzten

Jahren deutlich ausgebaut

worden sind. Darunt
er mögen

sinnvolle Ne
uerungen sein.

Aber wenn all die Parag
rafen

und Formalien dazu führen,

dass Verfahr
en zum Teil mehr

als ein Jahrzehnt da
uern oder

Delikte am Ende gar ver
jähren,

dann gibt es nur e
inen

Gewinner: den Kriminellen.

Die Situation
ist mittlerweile

so prekär, dass
auch ein

erfahrener R
echtsanwalt die

Forderungen
der eigentlic

hen

Gegenseite u
nterstützt: E

s

brauche eine
n runden Tisch,

an dem alle Parteien
unvorein-

genommen nach Lösungen

suchten, ford
ert er. Platz

nehmen müsste dringe
nd auch

das Eidgenö
ssische Justiz

-

departement. Doch vom Bund

kam bisher wenig Unter-

stützung in der Krise – die

Strafverfolgu
ng sei Sache

der Kantone.
Das ist zu wenig.

Denn auch die Gesamt-

bevölkerung
gehört zu den

Verlierern: S
ie verliert ge

rade

das Vertraue
n in die Justiz.

Bevölkerung ve
rliert

den Glauben –

Straftäter gewin
nen
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Oberwinterthur bekommt seine eigene 800-Meter-Wall
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300 Jugendlichemitwirken.AmSamstag startetedieVerschönerungsaktion. (mab) Seite 4 Foto: SerainaBoner

Roland Gamp undCatherine Boss
ImKantonZürich ist derPenden-
zenberg nirgends so hochwie bei
der Staatsanwaltschaft Winter-
thur-Unterland. Sie ächzte unter
demstarkenFallanstieg 2022.Die
Kollegen von der Amtsstelle Zü-
rich-Limmatmussten ihrzurEnt-

lastung 180 Fälle abnehmen,wie
der «Landbote» im Frühling be-
reits berichtete. Recherchen zei-
gen nun, dass die Justiz schweiz-
weit amLimit ist.Die Zahl offener
Kriminalfälle, die bei den Staats-
anwaltschaften im ganzen Land
liegen bleiben, steigt Jahr für Jahr
– weil das Personal fehlt. «Es ist
im Moment dramatisch, wirk-

lich dramatisch», sagt der be-
kannte Zürcher Strafverteidiger
Thomas Fingerhuth. Er beklagt
für seine Klienten viel zu lange
Verfahren. Das System stehe vor
dem Kollaps.Die Staatsanwaltschaften ver-
zeichneten im Jahr2022 schweiz-
weit über 500’000 neue Fälle.Die
Pendenzen beliefen sich auf gut

113’000. Es häufen sich die Fäl-
le, bei denen Tätermildere Stra-
fen erhalten,weil die Ermittlun-
gen zu lange dauern. Selbst bei
Sexualdeliktenmüssen die Opfer
oft jahrelangwarten. Ein runder
Tisch soll nun helfen, Ansätze
zu finden, um Strafverfahren zu
vereinfachen und zu beschleu-
nigen.

Seite 20, 21

Über 100’000 offene Fälle
stapeln sich bei Staatsanwälten
Überlastet Burn-outs, Frustration und Abgänge: Die Schweizer Justiz ist am Anschlag.

Davon profitieren die Straftäter. Die Situation, so ein Strafverteidiger, sei «dramatisch». Die Pensionskasse der Stadt
Winterthur (PKSW) hat an den
Märkten mit ihren Anlagen im
ersten Halbjahr Geld verdient.
Der finanzielle Deckungsgrad ist
seit Anfang Jahrvon 92,4 Prozent
auf 95 Prozent geklettert. Für
ein solides finanzielles Polster
ist das noch immer zu tief. An-
visiertwerden 115 Prozent. Dafür
hat der Stadtrat im letzten Früh-
ling ein 120-Millionen-Paket zur
Ausfinanzierung der PKSW ge-
schnürt. Inzwischen hat sich eine

Spezialkommission des Parla-
ments über die komplexe Vorla-
ge gebeugt – und will offenbar
daran herumschrauben. «Wir
haben ein paar Änderungsvor-
schläge», sagt Kommissionsprä-
sident Michael Gross (SVP). Ver-
senken wolle man das Geschäft
aber nicht. Es brauche eine Lö-
sung,mit der das städtische Per-
sonal gut leben könne.Im Interview sagt ein ZHAW-
Versicherungsexperte,wie er den
Fall PKSW beurteilt. (hit) Seite 3

Pensionskasse der Stadt
nur leicht im Aufschwung
Winterthur Die finanziell angeschlagene

Kasse beschäftigt gerade die Politik.

Polizei Amspäten Samstagabend
verlor in Elgg ein 26-Jähriger die
Kontrolle über sein Fahrzeug.
Dieses stürzte in der Folge meh-
rere Meter tief die Böschung
der Bahnlinie hinunter. Wie die
Kantonspolizei amSonntagmor-
gen mitteilte, verletzte sich die
27-jährige Beifahrerin dabei so
schwer, dass sie noch auf derUn-
fallstelle verstarb.Der Fahrzeug-
lenkerwurde leicht verletzt.

Am Sonntagvormittag suchte
die Polizei mithilfe vonHelikop-
tern, Tauchern, Hunden und
Drohnen mehrere Stunden lang
nach einer Person, die direkt un-
terhalb des Rheinfalls ins Rhein-
fallbecken sprang. Bis jetzt war
die Suche erfolglos. (red) Seite 5

Tödlicher Unfallund Suchaktion

Griechenland AusserKontrolle ge-
ratene Waldbrände haben auf
der Ferieninsel Rhodos zu bei-
spiellosen Massenevakuierun-
gen geführt. 19’000 Touristen
und Einheimische mussten am
Wochenende vor den Flammen
flüchten. Es sei die grösste Eva-
kuierungsaktion, die es in Grie-
chenland jemals gegeben habe,
teilte das Büro des Ministerprä-
sidentenKyriakosMitsotakismit.
Die Brände toben weiter. Eine
Entspannung der Lage ist nicht
in Sicht. Seit Tagen liegen die
Temperaturen imLandvielerorts
über 40 Grad. Auch zuvorwar es
heiss und trocken. (red) Seite 28

Waldbrändeauf Rhodos
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Tatsächlich ist das Personalbud-
get in den letzten Jahren in allen 
grösseren Schweizer Staatsanwalt-
schaften gewachsen. Das Personal 
aller Zürcher Staatsanwaltschaften 
etwa stieg von 378 Angestellten 
im Jahr 2013 gemäss Geschäfts-
bericht auf 472 per Ende 2022 – 
das sind fast 100 Mitarbeiter mehr. 
Einen Anstieg gab es auch im Kan-
ton Bern:  Von 281 im Jahr 2012 
auf 366 im 2022. Im Kanton 
Aargau wurde die Anzahl Stellen-
prozente in den letzten sechs Jah-
ren um 13,4 Prozentpunkte er-
höht, Zahlen für die Zeit vor 2017 
fehlen. 

Personalbestand wächst 
schneller als Zahl der Fälle

Dieser Anstieg scheint in keinem 
Zusammenhang mit der Anzahl 
Fälle zu stehen: In Zürich lag die 
Zahl der Eingänge im Jahr 2012 
mit 30 734 Geschäften gar höher 
als im Jahr 2022 mit 30 434 Ein-
gängen. Die Medienstelle der 
Oberstaatsanwaltschaft schreibt 
dazu, die Zahlen aus den Jahren 
bis 2016 würden sich «aufgrund 
eines Systemwechsels nicht direkt» 
mit den Zahlen der folgenden Jah-
re vergleichen lassen. Die Tamedia-

Zeitungen stützen sich in ihrem 
Artikel vom Juli auf die «Zahl der 
Pendenzen», die angestiegen sei-
en, ohne Zahlen zu nennen.  

Warum die Staatsanwaltschaf-
ten gesamthaft mehr zu tun ha-
ben sollten als früher, kann sich 
Konrad Jeker nicht erklären. 
Schliesslich hätten die Staatsan-
wälte seit dem Inkrafttreten der 
neuen Strafprozessordnung im 
Jahr 2011 eine Strafbefehlskom-
petenz. «95 Prozent aller Verfah-
ren werden alljährlich mit Straf-
befehl erledigt. Die Strafverfahren 
wurden damit massiv verein-
facht – gesellschaftliche Verände-
rungen und Bevölkerungszuwachs 
hin oder her», sagt er. 

Auch in der Lehre wird das vor-
herrschende Bild chronisch über-
lasteter Strafverfolgungsbehörden 
zurückhaltender gezeichnet. So 
führt etwa der Zürcher Strafrechts
professor Marc Thommen aus: 
«Ob die Strafverfolgungsbehör-
den überlastet sind oder falsche 
Prioritäten setzen, ist von aussen 
schwierig zu beurteilen.»

Ziehen manche Strafverteidige-
rinnen und Strafverteidiger den 
Befund «Überbelastung» in Zwei-
fel, so gilt das erst recht für die zu-
letzt kolportierten Hauptgründe 

für eine angeblich hohe Arbeits-
last. Gemäss Matthias Brunner hat 
diese jedenfalls nicht mit ausge-
bauten Beschuldigtenrechten oder 
Formalismen zu tun, sondern mit 
einer «zunehmenden Instrumenta
lisierung des Strafrechts zu migra
tions-, sicherheits- und sozialpoli
tischen Zwecken».  

Schaffung einer neuen 
“Kriminalitätsklientel”

Als Beispiele nennt Brunner neu 
eingeführte Straftatbestände wie 
den unrechtmässigen Bezug von 
Sozialleistungen im Sinne von Ar-
tikel 148a StGB oder die politisch 
gewollte Kriminalisierung von 
Ausländern. Er spricht von einer 
«Konstruktion von Kriminalität». 
Vor allem unter Minderprivile-
gierten sei eine neue Kriminalitäts
klientel geschaffen worden. 

Im Jahr 2022 entfielen von 
103 156 Strafurteilen 15 355 auf 
Verstösse gegen das Ausländer- und 
Integrationsgesetz (AIG). Über 
13 000 davon ergingen wegen eines 
Verstosses gegen Artikel 115 AIG: 
die rechtswidrige Ein- oder Aus-
reise, der rechtswidrige Aufenthalt 
und die Erwerbstätigkeit ohne Be-
willigung. «Die Betroffenen haben 

“Ich beobachte,  
wie die Politik  
wegen angeblicher  
Überbelastung  
der Strafverfolger 
ständig neue  
Stellen spricht”
Konrad Jeker, Strafverteidiger
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nichts verbrochen, ausser in der 
Schweiz zu sein», sagt Brunner. Zu-
letzt wurde das AIG weiter ver-
schärft: Konnte der Tatbestand 
«Förderung der rechtswidrigen Ein 
und Ausreise sowie des rechtswid-
rigen Aufenthalts» (Artikel 116 
AIG) bis im Juli in leichten Fällen 
noch mit Busse geahndet und als 
Übertretung behandelt werden, so 
ist dies neu nicht mehr möglich. 
Und seit 2016 die obligatorische 
Landesverweisung ins Strafgesetz-
buch aufgenommen wurde, gehe 
es für die Betroffenen um viel. 
«Die Migrationsfälle sind nicht 
selten komplex und dauern lan-
ge», sagt die Berner Anwältin Me-
lanie Aebli. «Auch die Strafbehör-
den müssen sich nun mit dem 
Migrationsrecht und den Situati-
onen in den jeweiligen Ländern 
auseinandersetzen.» 

Staatsanwaltschaften  
mit “Hang zum Übereifer” 

Gleichzeitig sagt Aebli, dass im 
Umgang mit Migrationsdelikten 
ein grösserer Verfolgungswille 
herrsche als vor zehn Jahren. Aus-
druck davon ist zum Beispiel ein 
Passus in den Weisungen der Zür-
cher Oberstaatsanwaltschaft für 
das Vorverfahren: Widerhandlun-
gen gegen das Ausländergesetz 
seien «keine Bagatelldelikte» und 
«konsequent zu verfolgen» heisst 
es dort (plädoyer 5/2022). 

Konrad Jeker ortet bei Staatsan-
waltschaften generell den Hang 
zum Übereifer. «Es ist kein Augen
mass vorhanden. Fast jede Baga-
telle mündet in einem Strafbefehl», 
sagt er. Er habe gar aus bestimm-
ten Kantonen vernommen, dass 
dort die Weisung gelte, wonach 
alles, was die Polizei der Staatsan-
waltschaft weiterleitet, zu einem 
Strafbefehl führen müsse.  Zudem 
drängen laut Aebli auch die kan-
tonalen Migrationsämter regel-
mässig auf Strafverfolgungen. 

Auch die Politiker entscheiden 
massgeblich, womit sich die Straf-

verfolgung befassen muss. Nicht 
nur auf Bundesebene, wenn es um 
neu geschaffene Straftatbestände 
geht. Sondern auch in den Kan-
tonen, wo Sicherheitsdirektoren 
und die Polizei ihre Schwerpunk-
te setzen. «Welche Delikte wie 
hartnäckig verfolgt werden sollen, 
wo in der Strafverfolgung Geld 
und Ressourcen investiert werden 
– das sind in der Regel politisch 
beeinflusste Entscheide», sagt der 
Basler Strafverteidiger Alain Joset. 

Überforderte Basler 
Strafverfolger 

Josets Hauptwirkungsstätte, der 
Kanton Basel-Stadt, taugt vor die-
sem Hintergrund als Anschau-
ungsbeispiel. Hier klingen die 
Hilferufe der Staatsanwaltschaft 
besonders verzweifelt: Die Auf-
sichtskommission spricht in einem 
Bericht vom Juni von einer struk-
turellen Überlastung mit «Auswir-
kungen auf die Gesundheit ein-
zelner Mitarbeiter», und rechnet 
mit weiteren Ausfällen und Kün-
digungen. Sie bringt gar die «An-
stellung von erfahrenem Personal, 
zum Beispiel pensionierten Mit-
arbeitern», ins Spiel, um die Pen-
denzen abbauen zu können. 

Als Grund für die Überlastung 
nennt der Medienverantwortliche 
der Staatsanwaltschaft Basel-Stadt 
«vorab die in der Rechtsprechung 
starke Tendenz zur Formalisierung 
des Strafprozesses», die mit der 
Einführung der nationalen Straf-
prozessordnung Einzug gehalten 
habe. Zudem seien «die Rechte 
der Beschuldigten und der Opfer 
in den letzten zehn Jahren stetig 
ausgebaut» worden. Und mit je-
dem Ausbau der Verfahrensrech-
te würden die Strafverfahren for-
malistischer.

Gemäss Strafverteidiger Joset 
sind die Gründe für eine hohe Ar-
beitslast hausgemacht: «In Basel-
Stadt werden Sans Papiers, die sich 
regularisieren, systematisch straf-
rechtlich verfolgt», sagt er. Und 

auch Demonstrationen würden 
seit einigen Jahren übermässig kri-
minalisiert – und auf diese Weise 
Massenfälle geschaffen. 

Prominentestes Beispiel ist der 
«Basel nazifrei»-Komplex, in wel-
chem mehr als 40 Verfahren ge-
gen Demoteilnehmer angestrengt 
wurden. Aber auch anlässlich von 
Klimademonstrationen oder gar 
dem bewilligten 1.-Mai-Umzug 
kam es zuletzt zur Verhaftung zahl-
reicher Teilnehmer und anschlies
senden Strafverfahren. 

Basel-Stadt ist der einzige Kan-
ton, in dem die Kriminalpolizei 
in die Staatsanwaltschaft integriert 
ist. «Die Strafuntersuchung wird 
von Polizisten geführt, erst spät im 
Verfahren wechselt der Fall zu 
einem Staatsanwalt. Dieser muss 
sich dann einlesen und über An-
klage oder Einstellung entschei-
den.» Diese Handwechsel sind laut 
Joset weder effizient noch mit der 
Strafprozessordnung vereinbar. 
Sein Kollege Konrad Jeker teilt 
diese Einschätzung aus eigener Er-
fahrung. Der Grosse Rat überwies 
im Sommer eine Motion für die 
Ausgliederung der Kriminalpoli-
zei aus der Staatsanwaltschaft.

Sind sich die meisten Strafver-
teidiger in der Problemanalyse 
einig, so bestehen unterschiedli-
che Ansichten bei den Lösungs-
ansätzen. So regte etwa Thomas 
Fingerhuth in den Medien einen 
runden Tisch zur Problemlösung 
an. Matthias Brunner entgegnet: 
«Für mich als Strafverteidiger ist 
nicht die möglichst effiziente, 
sondern die möglichst faire Straf-
justiz ein Anliegen.» 

Konrad Jeker sieht Spielraum 
für eine Verbesserung von Straf-
verfahren, von der alle Seiten pro-
fitieren würden: «Weniger Teilnah-
merechte im Vorverfahren, dafür 
mehr Unmittelbarkeit im Haupt-
verfahren.» Er bezweifelt aber, dass 
ein entsprechender Ansatz auf 
offene Ohren stossen würde. Es 
fehle dafür am politischen Willen. 
� Benjamin Rothschild

“Migrationsfälle  
sind nicht selten 
komplex und  
dauern lange”
Melanie Aebli, Anwältin
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